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Andre Erichsen – Fortgeschrittenenklausur im Strafrecht

Die Klausur zum Vermögensstrafrecht behandelt typi-
sche Problemstellungen: Nachdem es im ersten Abschnitt 
um die Stra!arkeit wegen vollendeten oder versuchten 
Diebstahls bei „aufgegebener“ Wegnahme geht, stehen im 
zweiten Teil die Strafzumessungsregeln des § 243 StGB im 
Vordergrund. Im dritten Teil schließlich ist die „klassi-
sche“ Abgrenzung von Raub und räuberischer Erpressung 
gefragt und die Rechtswidrigkeit der Bereicherung zu be-
urteilen. Die Klausurbearbeitung ist über weite Strecken 
sehr knapp gehalten, wie es in einer Fortgeschrittenen-
Klausur im Strafrecht an unproblematischen Stellen auch 
erwartet wird. 

Sachverhalt

Der drogenabhängige A, der weder über ein regelmäßiges 
Einkommen noch über einen festen Wohnsitz verfügt, !-
nanziert seine Sucht durch den Verkauf von Diebesgut, 
das er auf regelmäßigen Diebeszügen erbeutet. Ende 
November 2010 sucht er die Filiale eines Bekleidungsge-
schä"s auf, um dort – weil er in der winterlichen Kälte 
friert – ein Kleidungsstück zu entwenden. Im hinteren 
Bereich des Ladens entdeckt er auf einem Warentisch 
Wintersocken, die mit je 13,95 € das Paar ausgezeichnet 
sind. Kurz entschlossen zieht er eine mitgebrachte Plas-
tiktüte aus der Hosentasche, ergrei" vier Paar Socken 
und steckt diese in die Tüte. Als er sich zum Gehen wen-
det, bemerkt er, dass die Kundin K ihn beobachtet. Weil 
er fürchtet, sie werde Alarm schlagen, stellt A die Tüte 
auf den Fußboden und verlässt das Bekleidungsgeschä", 
ohne die Tüte mitzunehmen.

Um nach diesem Fehlschlag nicht mit leeren Händen da-
zustehen, entschließt sich A, ein benachbartes Elektro-
nikfachgeschä" aufzusuchen, um es um einige Gegen-
stände zu „erleichtern“. Beim Betreten des Ladens fällt 
ihm jedoch auf, dass mehrere Sicherheitskrä"e das Sor-
timent stets im Auge behalten. Daher sucht A zunächst 
die Toilette auf, um dort bis zum Ladenschluss zu war-
ten. Als das gesamte Personal das Geschä" verlassen hat, 
kommt A aus seinem Versteck und nimmt zwei Flach-
bildschirme an sich. Um schnell zu entkommen, schlägt 
er ein Fenster im Erdgeschoss ein und verlässt das Ge-
bäude durch die Ö$nung mit dem Diebesgut.

Andre Erichsen*

Klausur Strafrecht III: Vermögensdelikte

 * Stud. iur. an der Universität Hamburg. Der Beitrag beruht auf einer 
Klausur, die im Wintersemester 2010/2011 zur Vorlesung Strafrecht III 
von Prof. Dr. iur. Florian Jeßberger an der Fakultät für Rechtswissen-
scha" der Universität Hamburg gestellt wurde. Die Bearbeitung des 
Autors wurde mit „gut“ bewertet.

Da A die Bildschirme möglichst rasch „versilbern“ will, 
um mit dem erwirtscha"eten Geld – wie üblich – Hero-
in und Lebensmittel zu kaufen, begibt er sich direkt zu 
seinem Freund B, der sich mit dem Verkauf von Elek-
tronikartikeln auf dem Schwarzmarkt auskennt. Noch 
bevor A allerdings dazu kommt, dem B sein Anliegen 
vorzutragen, empfängt B ihn mit den Worten „Gut, dass 
Du da bist“ und fordert ihn auf, ihm, dem B, beim „Ein-
treiben“ von 200 € behil%ich zu sein. Es handle sich, wie 
B dem A erklärt, um einen Teil der Beute aus einem von 
B gemeinsam mit O durchgeführten Diebstahl, den O 
dem B noch schulde. In Wirklichkeit hat der angebliche 
gemeinsame Diebstahl nie stattgefunden und O schul-
det dem B auch kein Geld; vielmehr will B sich von O 
200 € besorgen, um damit eigene Schulden bezahlen zu 
können. A, der den wahrheitswidrigen Angaben seines 
Freundes B Glauben schenkt, ist sofort bereit zu helfen. 
Gemeinsam suchen A und B darau&in den O auf und 
drohen, ihn zu verprügeln, wenn er ihnen nicht sofort 
200 € in bar aushändigt. Um sich die Prügel zu ersparen, 
übergibt O den beiden mit den Worten „Mehr habe ich 
nicht“ 100 €, worau&in A und B ihn in Ruhe lassen.

Hat A sich nach dem StGB stra'ar gemacht? Zu prüfen 
sind nur Tatbestände aus dem Neunzehnten Abschnitt 
(§§ 242 $.) und dem Zwanzigsten Abschnitt (§§ 249 $.) 
des Strafgesetzbuches. Gegebenenfalls erforderliche 
Strafanträge sind gestellt.

Gutachten

A. Der Vorgang in der Filiale

I. Strafbarkeit des A gemäß § 242 I StGB

Der A könnte sich wegen Diebstahls gemäß § 242 StGB 
stra'ar gemacht haben, indem er die vier Paar Socken 
in seine Plastiktüte steckte.

1. Tatbestandsmäßigkeit
A müsste gemäß § 242 StGB sowohl objektiv als auch 
subjektiv tatbestandsmäßig gehandelt haben, d. h. eine 
fremde bewegliche Sache weggenommen haben, um sie 
sich oder einem Dritten rechtswidrig zuzueignen.

a) Objektiver Tatbestand
aa) fremde bewegliche Sache
Sachen sind gemäß § 90  a BGB körperliche Gegenstände. 
Sie sind für den Täter fremd, wenn sie nicht im Alleinei-
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Andre Erichsen – Fortgeschrittenenklausur im Strafrecht

gentum des Täters stehen und nicht herrenlos sind. Die 
Socken sind körperliche Gegenstände und somit Sachen. 
Sie stehen im Eigentum der Bekleidungs!liale und sind 
mithin auch fremd für den A.

bb) Wegnahme
Die Wegnahme ist der Bruch fremden Gewahrsams und 
die Begründung neuen, nicht notwendig tätereigenen 
Gewahrsams.Fraglich ist, ob der Gewahrsam der Filiale 
gebrochen wurde. Zur Beurteilung ist dabei auf die all-
gemeine Verkehrsanschauung abzustellen. Nach allge-
meiner Verkehrsanschauung besteht jedenfalls dann ein 
Bruch fremden und die Begründung neuen Gewahrsams, 
wenn der Täter eine Gewahrsamsenklave scha(, d. h. die 
Sache in seinen ganz persönlichen Herrscha"sbereich 
verbringt. Dies ist beispielsweise dann zu bejahen, wenn 
die Täterin die Sache in ihre Manteltasche verbringt, da 
der Berechtigte dann nur unter hohem Aufwand auf die 
Sache zugreifen kann. Unter Umständen könnte in dem 
Einstecken in die Tüte die Scha$ung einer Gewahrsam-
senklave zu sehen sein. Es ist jedoch nicht unüblich, dass 
Kund/innen eigene Tüten mitbringen und in diesen die 
Ware zur Kasse bringen.1 Somit ist nach allgemeiner Ver-
kehrsanschauung keine Gewahrsamsenklave gescha$en 
worden und der Gewahrsam der Filiale besteht noch.

Die Sachen wurden folglich nicht weggenommen i. S. d. 
§ 242 StGB.

cc) Zwischenergebnis zu a)
Der objektive Tatbestand wurde nicht erfüllt.

b) Zwischenergebnis zu 1.
A handelte nicht tatbestandsmäßig.

2. Ergebnis zu I.
A hat sich nicht stra'ar gemacht gemäß § 242 StGB, in-
dem er die Socken in seine Platiktüte steckte.

II. Strafbarkeit des A gemäß §§ 242, 22, 23 I 
StGB

In seinem oben dargestellten Handeln könnte jedoch ein 
versuchter Diebstahl gemäß §§ 242, 22, 23 I StGB zu se-
hen sein.

1.Vorprüfung
a) Keine Vollendung des Diebstahls
Der Diebstahl wurde nicht vollendet (siehe oben).

b) Strafbarkeit des Versuchs
Die Stra'arkeit des Versuchs ergibt sich aus § 242 II 
i. V. m. § 23 I StGB.

1 An dieser Stelle wäre es auch vertretbar gewesen, in dem Einstecken 
in die mitgebrachte Tüte schon einen Gewahrsamsbruch zu sehen, da 

2. Tatbestandmäßigkeit
Der A müsste einen Tatentschluss gefasst haben sowie 
die Absicht rechtswidriger Zueignung. Außerdem müss-
te er zur Verwirklichung des objektiven Tatbestands un-
mittelbar angesetzt haben gemäß § 22 StGB.

a) Tatentschluss / subjektiver Tatbestand
A war gewillt, alle Merkmale des objektiven Tatbestands 
zu erfüllen, er hat also einen Tatentschluss gefasst. Des 
Weiteren bezog sich sein Vorsatz in Form des dolus di-
rectus ersten Grades darauf, sich die Socken zuzueignen. 
Diese Zueignungsabsicht war auch rechtswidrig in Er-
mangelung eines fälligen, durchsetzbaren Anspruchs. 
Sein Vorsatz bezog sich auch auf die Rechtswidrigkeit.2

b) Unmittelbares Ansetzen
Der Täter setzt unmittelbar an, wenn er aus seiner Sicht 
die Schwelle zum „Jetzt-geht-es-los“ übertritt und auch 
aus objektiver Sicht keine räumliche und zeitliche Zä-
sur mehr eintritt. A steckte die Socken ein und handelte 
aus seiner und aus objektiver Sicht so, um nun die Weg-
nahme zu verwirklichen. A hat somit unmittelbar ange-
setzt.3

c) Zwischenergebnis zu 2.
A handelte tatbestandsmäßig i. S. d. §§ 242, 22, 23 I StGB.

3. Rechtswidrigkeit
Es sind keine Rechtfertigungsgründe ersichtlich. Insbe-
sondere ein Notstand nach § 34 StGB ist nicht anzuneh-
men, da es im Sozialstaat Deutschland mannigfaltige 
Möglichkeiten gibt, sich als Notleidende/r vor Kälte zu 
schützen.4 A handelte rechtswidrig.

4. Schuld
Auch Entschuldigungsgründe sind nicht ersichtlich.

5. Rücktritt, § 24 StGB
Es könnte jedoch ein Rücktritt darin zu sehen sein, dass 
A die Tüte wegstellt und von der Wegnahme absieht. Ein 
Rücktritt liegt vor, wenn der Versuch aus der maßgebli-
chen Sicht des A noch nicht beendet ist und er freiwil-
lig zurücktritt. In der Angst, dass K seinen potenziellen 
Diebstahl anzeigt, ist kein autonomes Motiv des A für 
einen Rücktritt zu sehen. Es mangelt daher an der Frei-
willigkeit. A ist nicht stra'efreiend zurückgetreten.

der bisherige Gewahrsamsinhaber auf die Socken nicht mehr zugrei-
fen kann, ohne zuvor die Verfügungsgewalt des A zu beseitigen. 
2 Wie hier zu sehen ist, kann an unproblematischen Stellen in Fort-
geschrittenenklausuren im Strafrecht auch mal der Urteilsstil verwen-
det werden. 
3 Die Ausführungen zum unmittelbaren Ansetzen sind sehr knapp, 
dies ist im Strafrecht auf Grund der üblichen Zeitnot beim Schreiben 
von Klausuren aber eine durchaus vertretbare Strategie. 
4 Vorsicht mit solchen pauschalen Aussagen, welche die Realität 
auch nicht immer vollumfänglich abbilden. In einer Strafrechtsklau-
sur können sie hilfreich sein, im sonstigen Leben sollte es di$erenzier-
ter zugehen. 
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Andre Erichsen – Fortgeschrittenenklausur im Strafrecht

6. Ergebnis zu II.
A hat sich wegen versuchten Diebstahls gemäß §§ 242, 
22, 23 I StGB stra'ar gemacht.

B. Der Vorgang im Elektronikgeschäft

I. Strafbarkeit des A gemäß §§ 242, 243 I 2 
Nr. 1, Nr. 3 StGB

A könnte sich wegen Diebstahls in einem besonders 
schweren Fall gemäß §§ 242, 243 I 2 Nr. 1, Nr. 3 StGB 
stra'ar gemacht haben, indem er sich im Elektronikge-
schä" verborgen hielt und aus selbigem zwei Bildschir-
me mit sich nahm.

1. Tatbestand des § 242 StGB
A nahm die im Eigentum des Geschä"s stehenden und 
für ihn somit fremde bewegliche Sachen darstellenden 
Bildschirme mit sich. Er verdrängte so den Berechtigten 
aus seiner Eigentümerposition und maßte sich selbst eine 
eigentümerähnliche Stellung an. A nahm somit fremde 
bewegliche Sachen weg. Dies geschah auch vorsätzlich 
und in der Absicht der rechtswidrigen Zueignung.

2. Rechtswidrigkeit und Schuld
In Ermangelung von Rechtfertigungs- und Entschuldi-
gungsgründen handelte A rechtswidrig und schuldha".

3. Strafzumessung
A könnte außerdem in objektiver und subjektiver Hin-
sicht einen besonders schweren Fall des Diebstahls be-
gangen haben.

a) § 243 I 2 Nr. 1 StGB
A könnte sich i. S. d. § 243 I 2 Nr. 1 StGB zur Ausführung 
der Tat in einem Raum verborgen gehalten haben. Räu-
me i. S. d. § 243 I 2 Nr. 1 StGB sind solche, die gerade zur 
Begehung von Menschen geeignet und gedacht sind und 
Eigentum des Berechtigten abgrenzen und schützen sol-
len. Es handelt sich vorliegend um einen Geschä"sraum, 
der sich dadurch auszeichnet, dass in ihm Geschä"e von 
wirtscha"licher Natur getätigt werden. In diesem hielt 
sich A auch auf. In objektiver Hinsicht liegt also ein Fall 
des § 243 I 2 Nr. 1 StGB vor.

Wie von § 243 I 2 Nr. 1 StGB gefordert, müsste sich der 
Täter bzw. die Täterin gerade zur Ausführung der Tat im 
Raum verborgen halten. Der Vorsatz des A bezog sich 
gerade darauf. Er verbarg sich mithin zur Ausführung 
der Tat.

b) § 243 I 2 Nr. 3 StGB
Der Diebstahl der Bildschirme könnte sich als gewerbs-
mäßiges Stehlen darstellen. Gewerbsmäßiges Stehlen ist 
dann anzunehmen, wenn sich der Täter vom Diebstahl 

eine nicht nur vorübergehende Einnahmequelle verschaf-
fen will. A stiehlt gerade, um die Bildschirme zu verkau-
fen und stiehlt somit gewerbsmäßig i. S. d. § 243 I 2 Nr. 3 
StGB.5

c) Ergebnis zu 3.
A hat die Regelbeispiele aus § 243 I 2 Nr. 1, Nr. 3 StGB 
verwirklicht.

II. Ergebnis zu B.

A ist wegen Diebstahls in einem besonders schweren Fall 
gemäß § 243 I 2 Nr. 1, Nr. 3 StGB stra'ar.

C. Der Vorgang beim O

I. Strafbarkeit des A gemäß §§ 253, 255, 25 II 
StGB

A könnte der räuberischen Erpressung in Mittäterscha" 
schuldig sein gemäß §§ 253, 255, 25 II StGB, indem er 
mit B 100 € vom O eintrieb.

1. Tatbestand §§ 255, 253 StGB
A und B müssten in arbeitsteiliger Art und Weise und 
mit gemeinsamem Tatplan den O mit Gewalt oder unter 
Drohung mit Gefahr für Leib oder Leben zu einem Han-
deln, Dulden oder Unterlassen genötigt haben. Dem O 
müsste ein Schaden entstanden sein. Überdies müssten 
A und B einen gemeinsamen Tatplan gehabt haben so-
wie die Absicht der sto$gleichen rechtswidrigen Berei-
cherung.

a) Objektiver Tatbestand
aa) Gewalt oder Drohung mit Gefahr für Leib oder 
Leben
A und B haben in arbeitsteiliger Art und Weise dem O 
gedroht, ihm im Falle der Verweigerung ein erhebliches 
körperliches Übel zuzufügen.

bb) Vermögensverfügung
Fraglich ist, ob auch eine Vermögensverfügung vorlie-
gen muss. Eine Ansicht, vertreten in der Rechtsprechung, 
verlangt keine Vermögensverfügung und stellt zur Ab-
grenzung der §§ 253 $. StGB zu den §§ 249 $. StGB auf 
das äußere Erscheinungsbild ab. Liegt ein Akt des Ge-
bens vor, so nimmt die Rechtsprechung einen Fall der 
§§ 253, 255 StGB an, liegt ein Akt des Nehmens vor, hin-
gegen einen Fall des § 249 StGB.

Die herrschende Lehre jedoch verlangt eine solche Verfü-
gung, um das Selbstschädigungsdelikt der räuberischen 

5 Hierüber ließe sich streiten. Allein der Verkauf der gestohlenen 
Gegenstände begründet noch nicht zwingend Gewerbsmäßigkeit; die 
Einnahmequelle muss auf eine gewisse Dauer angelegt sein. 
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Christoph Leister – Klausur Allgemeines Verwaltungsrecht

Erpressung vom Fremdschädigungsdelikt des Raubes 
abzugrenzen. Nach dieser Ansicht muss nach dem inne-
ren Willen des Opfers gefragt werden.

Vorliegend liegt ein Akt des Gebens vor und nach der 
herrschenden Lehre auch eine Vermögensverfügung, ein 
Streitentscheid muss also nicht vorgenommen werden. 
Der O könnte sich nämlich gegen A und B wehren, gibt 
das Geld jedoch her, um sich Schläge zu ersparen. Nach 
beiden Ansichten kann also weiter geprü" werden.

cc) Vermögensschaden
Dem O ist ein Vermögensschaden in Höhe von 100 € ent-
standen.

dd) Zwischenergebnis zu a)
Der objektive Tatbestand ist erfüllt.

b) Subjektiver Tatbestand
A und O handelten vorsätzlich und mit gemeinsamem 
Tatplan. Sie handelten überdies in der Absicht, sich zu 
bereichern. Der Vermögensschaden beruht auch auf der 
Verfügung, sodass Sto$gleichheit vorliegt.

Fraglich ist jedoch, ob die erstrebte Bereicherung auch 
aus der Sicht des A rechtswidrig war. Zwar denkt A, es 

bestehe ein fälliger und durchsetzbarer Anspruch, dieser 
würde jedoch auf einem sittenwidrigen Rechtsgeschä" 
gemäß § 138 I BGB beruhen, sodass die Bereicherungs-
absicht des A auch rechtswidrig war.

c) Zwischenergebnis zu 1.
A hat in Mittäterscha" mit B objektiv und subjektiv tat-
bestandsmäßig gehandelt gemäß §§ 253, 255, 25 II StGB.

2. Rechtswidrigkeit und Schuld
Rechtswidrigkeit und Schuld liegen vor.

II. Ergebnis zu C.

A hat sich wegen räuberischer Erpressung in Mittäter-
scha" gemäß §§ 253, 255, 25 II StGB stra'ar gemacht. 

D. Gesamtergebnis 

A hat sich wegen versuchten Diebstahls gemäß §§ 242, 
22, 23 I StGB, Diebstahls in einem besonders schweren 
Fall gemäß § 243 I 2 Nr. 1, Nr. 3 StGB und räuberischer 
Erpressung in Mittäterscha" gemäß §§ 253, 255, 25 II 
StGB stra'ar gemacht.

In dieser Klausur zur Vorlesung im Allgemeinen Verwal-
tungsrecht mit Verwaltungsprozessrecht sollte die behaup-
tete Rechtswidrigkeit einer Wohnungsdurchsuchung im 
Rahmen einer Fortsetzungsfeststellungsklage geprü" wer-
den. Die damit verbundenen Fragestellungen und Proble-
me waren aus der Vorlesung bekannt. Entscheidend war 
nicht Detailwissen, sondern die vollständige Durchprü-
fung der Klage, das Lesen und Anwenden der abgedruck-
ten einschlägigen Normen und ein erkennbares Verständ-
nis der Grundstrukturen des Verwaltungsrechts und des 
Verwaltungsprozessrechts. 

Sachverhalt 

M und K sind frisch verheiratet und wollen in die Flit-
terwochen fahren. Da sie wenig Geld haben, reicht es nur 
für ein kleines Ferienhäuschen nahe Pinneberg, noch in-

Christoph Leister*

Klausur Allgemeines Verwaltungsrecht: 
Fortsetzungsfeststellungsklage nach Wohnungsdurchsuchung 

nerhalb Hamburgs. Dort ziehen sie am 13. Februar ein. 
Auf Grund des Wetters und der Flitterwochen halten sie 
sich viel innerhalb des Hauses auf und haben auch tags-
über die Vorhänge zugezogen. Als M und K in diesem 
eher ländlich geprägten Teil Hamburgs das Ferienhaus 
verlassen, um Lebensmittel zu kaufen, sind die Nach-
barn überrascht: M ist ägyptischer Herkun", seine Frau 
K ist Konvertitin und trägt ein Kop"uch. Eine beson-
ders ängstliche Nachbarin ru" die Polizei an, weil sie be-
fürchtet, die Eheleute könnten „islamistische Terroristen“ 
sein. Bei der Polizei wird ihr Anruf zunächst allerdings 
nicht ernst genommen.

 * Stud. iur. an der Universität Hamburg. Der Beitrag beruht auf einer 
Klausur, die im Wintersemester 2010/2011 zur Vorlesung Allgemeines 
Verwaltungsrecht mit Verwaltungsprozessrecht von Jun.-Prof. Dr. iur. 
Ulrike Lembke an der Fakultät für Rechtswissenscha" der Universität 
Hamburg gestellt wurde. Die Bearbeitung des Autors wurde mit „sehr 
gut“ bewertet. 


